
grund des vorhandenen Teiches entsprechend den Regeln 
der Wasserbautechnik so zu verdichten, daß der Teich als 
Fischteich benutzt werden kann.
Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat 
vorgetragen, der von ihm errichtete Tiefbrunnen habe kei­
nen Einfluß auf den Fischteich des Klägers. Wahrschein­
lich habe die Verlegung des Flußbettes zum Austrocknen 
des Teiches geführt Im übrigen werde die Zulässigkeit 
des Gerichtswegs angezweifelt, denn das Wassergesetz sehe 
für den vorliegenden Fall einen zivilrechtlichen Anspruch 
nicht vor.
Das Kreisgericht hat der Klage stattgegeben und ausge­
führt, für das Trockenlegen des Teiches sei die von der 
Verklagten veranlaßte Tiefbohrung eines Brunnens ursäch­
lich. Der Kläger habe deshalb einen Schadenersatzanspruch. 
Der Gerichtsweg sei zulässig.
Gegen diese Entscheidung richtet sich die Berufung des 
Verklagten. Er trägt im wesentlichen folgendes vor: Der 
Kläger habe noch nie einen solchen Teich besessen, wie er 
ihn jetzt mit der Klage begehre. Der Kläger habe sich auf 
den Aushub von Erdreich beschränkt und die Vertiefung 
habe sich infolge des damaligen hohen Grundwasserstan­
des gefüllt. Er sei erheblich von der ihm durch die Ober­
flußmeisterei erteilten Genehmigung abgewichen. Sein 
Teich habe nicht den Regeln der Wasserbautechnik ent­
sprochen. Mit der Verlegung des Flußbetts sei dem Kläger 
die Möglichkeit der Wasserentnahme nicht genommen 
worden; es hätte nur einer Verlängerung der Pumpleitung 
bedurft Das Austrocknen des Fischteichs sei auf dessen 
nicht den Regeln der Wasserbautechnik entsprechende An­
lage und den Verzicht des Klägers auf Wasserentnahme 
aus dem Fluß zurückzuführen.
Der Verklagte hat beantragt, unter Aufhebung des erst­
instanzlichen Urteils die Klage abzuweisen.
Die Berufung des Verklagten hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Kläger behauptet, von dem vom Verklagten angelegten 
Tiefbrunnen gehe eine Störung seines Rechts auf Betrei­
bung seines Fischteichs aus. Da diese behauptete Störung 
jetzt noch anhält, sind entgegen der vom Kreisgericht und 
vom Kläger vertretenen Rechtsauffassung für die Entschei­
dung des Rechtsstreits die Bestimmungen des ZGB maßge­
bend (§2 Abs. 2 Satz 1 EGZGB, § 328 ZGB).
§ 328 ZGB regelt Ansprüche auf Beseitigung und Unterlas­
sung von Störungen. Nach dieser Bestimmung kann der­
jenige, dessen Rechte durch das rechtswidrige Verhalten 
eines anderen beeinträchtigt oder gefährdet werden, von 
diesem verlangen, daß die Störung oder der Gefahrenzu­
stand beseitigt wird.
Im vorliegenden Fall handelt es sich nicht um die Nachprü­
fung der Entscheidung eines staatlichen Organs, sondern 
um die Prüfung eines zivilrechtlichen Anspruchs, so daß 
entgegen der Auffassung des Verklagten der Gerichtsweg 
zulässig ist.
Die Prüfung des Klagevorbringens hat ergeben, daß der 
Kläger keinen Anspruch aus § 328 ZGB gegenüber dem 
Verklagten hat. Unbestritten ist, daß der Kläger 
am 22. Juni 1963 von dem zuständigen staatlichen Organ 
die Genehmigung zur Entnahme von Wasser aus dem Fluß 

•zur Füllung eines kleinen Fischteichs erhalten hatte. Diese 
Genehmigung beruht auf § 12 des Wassergesetzes vom 
17. April 1963 (GBl. I S. 77), auch wenn das nicht aus­
drücklich gesagt wurde. Der Kläger hatte um diese Ge­
nehmigung nachgesucht, und sie ist ihm erteilt worden.
Er hat aber unstreitig nie Wasser aus dem Fluß ent­
nommen. Entgegen der ihm erteilten Genehmigung hat er 
seinen Fischteich mit Grundwasser betrieben. Nach der in 
erster Instanz beigezogenen Auskunft der Wasserwirt­
schaftsdirektion hat er aber hierzu eine Genehmigung 
nicht beantragt und nicht erhalten, obwohl auch die Nut­
zung des Grundwassers genehmigungspflichtig ist. Das 
ergibt sich aus dem Schreiben der Wasserwirtschaftsdirek­
tion vom 17. August 1976.
Für die zweifellos vorhandene Absenkung des Grundwas­
serspiegels ist nach dem beigezogenen Gutachten neben

anderen Ursachen auch die Tiefbohrung ursächlich, die vom 
Verklagten im Interesse der Trinkwasserversorgung der 
Bevölkerung durchgeführt worden ist.
Daß sich diese Maßnahme auf den vom Kläger betriebe­
nen Fischteich auswirkt, hat der Kläger selbst zu vertreten. 
Dem Kläger ist von der Wasserwirtschaftsdirektion bereits 
am 13. Mai 1971 mitgeteilt worden, daß die Genehmigung 
vom 22. Juni 1963 zur Wasserentnahme aus dem Fluß bis 
zum 15. Juni 1971 befristet worden ist. Der Kläger beruft 
sich demnach zu Unrecht auf die Genehmigung vom 
22. Juni 1963. Er hat schon seit dem 15. Juni 1971 keine Ge­
nehmigung mehr, Wasser für seinen Fischteich aus dem 
Fluß zu entnehmen. Eine Genehmigung zur Nutzung des 
Grundwassers hat er aber niemals beantragt und auch 
nicht erhalten.
Für die Entscheidung des Rechtsstreits ist nicht wesentlich, 
warum der Kläger die ihm früher erteilte Genehmigung 
nicht ausgenutzt und die ihm gegebenen Auflagen nicht er­
füllt oder die Genehmigung zur Nutzung des Grundwassers 
nicht beantragt hat.
Der Kläger ist allein deshalb nicht mehr in der Lage, den 
Fischteich zu betreiben, weil er nicht entsprechend der Ge­
nehmigung vom 22. Juni 1963 und der Auflage vom 13. Mai 
1971 gehandelt hat. Hätte der Kläger den Fischteich ent­
sprechend der Genehmigung nach wasserbautechnischen 
Regeln errichtet, wäre es ihm trotz Absenkung des Grund­
wasserspiegels noch heute möglich, durch die Entnahme von 
Wasser aus dem Fluß den Fischteich zu nutzen, da ihm die 
Genehmigung durch das zuständige staatliche Organ wie­
der erteilt werden würde.
Im übrigen hat der Verklagte Aufgaben der Wasserversor­
gung — also volkswirtschaftliche Aufgaben — zu erfüllen. 
Im Rahmen dieser Aufgaben ist von ihm zur Sicherung der 
Trinkwasserversorgung der Bevölkerung die Tiefbohrung 
in der Nähe des Grundstücks des Klägers vorgenommen 
worden. Nach Auskunft der Wasserwirtschaftsdirektion hat 
er hierzu die wasserrechtliche Nutzungsgenehmigung erhal­
ten. Er hat also weder ibei Ausführung der Tiefbohrung 
rechtswidrig gehandelt, noch handelt er durch die Unter­
haltung dieses Tiefbrunnens rechtswidrig.
Dem Kläger steht demnach ein Anspruch aus § 328 ZGB 
gegenüber dem Verklagten nicht zu.

§11 der Grundstücksdokumentationsordnung vom 6. No­
vember 1975 (GBl. I S. 697); § 144 ZPO.
Zum Nachweis der Voraussetzungen, unter denen im Wege 
des Aufgebotsverfahrens der unbekannte Miteigentümer 
eines Grundstücks mit seinem Recht ausgeschlossen werden 
kann.
BG Suhl, Beschluß vom 3. Januar 1977 — 3 BZR 117/76.

Die Antragstellerin und ihr Neffe E. V. sind als Mit­
eigentümer eines Hausgrundstücks im Grundbuch einge­
tragen.
Die Antragstellerin hat dargelegt, daß E. V. im Jahre 1944 
verstorben sei und seine Erben nicht zu ermitteln seien. 
Sie habe seit mehr als 30 Jahren alle öffentlichen Lasten 
des Grundstücks getragen und das Grundstück instandge­
halten und erweitert. Damit habe sie sich auch im Besitz 
der auf den Miterben E. V. übergegangenen Anteile am 
Grundstück befunden und das Grundstück wie ein Eigen­
tümer genutzt.
Der Sekretär des Kreisgerichts hat den Antrag auf Durch­
führung eines Aufgebotsverfahrens zur Ausschließung des 
Miteigentümers mit seinem Recht durch Beschluß abge­
wiesen und zur Begründung im wesentlichen ausgeführt, 
die Antragstellerin habe das Grundstück nicht in der irri­
gen Annahme genutzt, daß es ihr allein gehöre. Aus diesem 
Grunde seien die Voraussetzungen für die Durchführung 
des Aufgebotsverfahrens nicht gegeben.
Gegen diesen Beschluß hat die Antragstellerin Beschwerde 
eingelegt und ausgeführt, sie habe das ganze Grundstück 
länger als 20 Jahre wie ein Eigentümer genutzt Die Vor-
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